
Katholikentag Regensburg
Bericht von unserem Gemeinschaftsstand

Drei Organisation haben mit ei-
nem gemeinsamen Informations-
stand auf der Kirchenmeile des 
Katholikentags in Regensburg 
mitgewirkt:

•	 CGW: Vorstellung einer gerech-
ten Wirtschaftsordnung, insbe-
sondere einer sozialen Geld- 
und Bodenordnung

•	 Ökumenische Initiativgruppe 
Eine Welt Treptow-Köpenick: 
Kommunale Ökumene + Lo-
kale Agenda21 + Konziliarer 
Prozess

•	 Akademie Solidarische Öko-
nomie: Umbau unserer Gesell-
schaft vom Gegeneinander zur 
Solidarität

Von uns CGW haben am Stand 
mitgewirkt: Maria Keis, Armin 
Scharf und Gerhard Kuppler.

Sie berichten:

Wir sind am donnerstag zwar fast 
ertrunken, aber alles ist gut gelau-
fen. Wir haben wesentlich mehr 
Gespräche geführt als letztes Jahr 
in Hamburg. Wir am Stand haben 
uns sehr gut geschlagen, sind auf 
die Menschen zugegangen und 
waren fast immer in Gespräche 
verwickelt – und das am Do und 
Fr. 10 - 19 Uhr, Sa. 10 - 18 Uhr, 
also jeder mit geringen Pausen ca 
20 Std im Einsatz – pro Stunde 2 
- 3 Gespräche, da kommt schon 
was zusammen. Dabei hatten 
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Berichte

wir den Eindruck, dass immer mehr 
Menschen schon eine Ahnung haben.
Das Bier auf den Bildern haben wir 
nur vor uns stehen gehabt, weil wir 
als Anknüpfungspunkt den Zinsan-
teil im Bier gewählt hatten. Wir ha-
ben uns also vorbildlich auf die Ge-
wohnheiten der vorwiegend bayri-
schen Besucher eingestellt.
Fürs nächste Mal wäre es schön, 
wenn man einen Laptop mit Inter-
netanschluss hätte, auf dem man die 
Schulden-/Vermögensuhr laufen las-
sen kann, das ist allemal eindrucks-
voller als nur Plakate.

Das Geld muss dienen und nicht regieren!
Workshop auf dem Diözesan-Katholikentag am 6. Juli 2014 in Frankenthal

Das Papstwort gibt einen Hin-
weis auf die Ursachen unserer  
gesellschaftlichen Probleme. 
Geld, das nicht dient, führt zu 
Ausbeutung und zum Verlust der  
Solidarität. Die falschen Struk-
turen  können ersetzt werden.  
„Christen für gerechte Wirt-
schaftsordnung e.V.“ (CGW) 
zusammen mit der „Akademie 
Solidarische Ökonomie“ (ASÖ) 
zeigen Alternativen zum ka-
pitalistischen Wirtschaftssys-
tem auf. Wege zu „Gutes Le-
ben. Für alle!“

Dieser Einladung sind knapp 20 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer gefolgt. Wolfgang Heiser 
führte in das Thema ein, Rudolf 
Mehl stellte ein paar Impuls-
fragen, die die Teilnehmerin-

nen und Teilnehmer anregten, 
ihre Themen einzubringen, z.B:

•	 Sind wir für unsere Rente 
nicht auf Zinsen angewie-
sen? – Darstellung des Ge-
nerationenvertrags

•	 Marktwirtschaft und Gemein-
wohl – Hinweis auf die Ge-
meinwohlökonomie

•	 Fairer Handel

•	 Wachstum

Verglichen mit einem Informa-
tionsstand auf der Kirchenmei-
le hatte der Workshop den Vor-
teil, dass die Teilnehmer sich 
das Thema bewusst ausge-
sucht haben und Bereitschaft 
mitbrachten, daran zu arbeiten.

Mehr zu Gutes Leben für alle 
auf www.gutesleben-fueralle.de
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Liebe Leserinnen und Leser,

die Wende vom Herbst 1989 
liegt inzwischen 25 Jahre zu-
rück. Sie ist für mich ein gutes 
Beispiel, wie gesellschaftliche 
Veränderungen ablaufen und 
was alles zum Gelingen beiträgt.

Eine friedliche Revolution der 
kapitalistischen Wirtschafts-
weise – wer von uns strebt so 
etwas nicht an?

Heiko Lietz war bei der Wende 
aktiv dabei. In seinem Vortrag 
„Die friedliche Revolution ̀ 89 – 
Ein reformatorisches Erbe?“ auf 
Seite 4 erzählt er von der 
Entwicklung und von den vie-
len Faktoren, die letztlich zum 
Gelingen beitrugen.

Rundbriefentwicklung 
CGW – ASÖ

Nachdem Martina Amann aus 
Gründen, die nichts mit unserer Zu-
sammenarbeit in der Rundbriefre-
daktion zu tun haben, ihre Mitarbeit 
in der Redaktion beendet hat, liegt 
die Zusammenstellung der Beiträ-
ge wieder bei mir alleine.

Wie bisher werde ich Beiträge un-
serer Mitglieder und Hinweise auf 
berichtenswerte Themen sammeln 
und im Rundbrief veröffentlichen. 
Bei den CGW, so habe ich den Ein-
druck, ist dieser Ablauf schon gut 
eingespielt. Bei der Akademie Soli-
darische Ökonomie sind es bis jetzt 
nur wenige, die Beiträge liefern.

Ich kann nur immer wieder ein-
laden: Der Rundbrief lebt von 
den Beiträgen der Mitglieder! 
Nur so können alle Mitglieder 
ein Bild unserer Aktivitäten be-
kommen.

Grundeinkommen –
immer wieder ein Thema, das 
zu Diskussionen anregt. Dies-
mal stellt Gerhardus Lang infra-
ge, wie weit Vor- oder Fürsor-
ge für seine Bürger überhaupt 
Aufgabe des Staates ist – zu 
lesen ab Seite 12.
Viel Freude beim Lesen und vie-
le Anregungen wünscht Ihnen

Rudolf Mehl
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Die friedliche Revolution `89 – 
Ein reformatorisches Erbe?

Die Wende vom Herbst 89. Vortrag von Heiko Lietz.

Viele evangelische Christen mach-
ten in den 1980er Jahren keinen 
Hehl aus ihrer oppositionellen Hal-
tung gegenüber dem Staat DDR. 
1983 wurde das DDR-weite Semi-
nar „Konkret für den Frieden“ ge-
gründet, das sich für Demokratie 
und Menschenrechte einsetzte. Wel-
che Rolle spielte die Kirche in der 
friedlichen Revolution 1989 und wie-
weit wurde sie ihrem Auftrag in den 
damaligen gesellschaftspolitischen 
Auseinandersetzungen gerecht? Wie 
hilfreich war ihr dabei das reforma-
torische Erbe aus lutherischer Sicht 
und welche möglichen Konfliktfel-
der ergeben sich aus der kirchlichen 
Position 1989 in der DDR mit der 
etablierten Rolle der Kirche in der 
vereinigten Bundesrepublik Deutsch-
land heute?

Wenn sich in diesem Jahr zum 25. 
Mal der Beginn der Friedlichen Re-
volution jährt, dann macht es schon 
Sinn, einmal genauer darüber nach-
zudenken, wie sich das Leben in der 
DDR im Laufe der 80er Jahre im-
mer mehr zuspitzte, wie sich eine 
politische Opposition herausbilde-
te und welche Rolle in diesem Zu-
sammenhang die Kirchen spielten.

1. Historische Rückblende
Zum besseren Verständnis eine kur-
ze historische Rückblende:

Die DDR war von Beginn ihrer Exis-
tenz an nicht wirklich demokratisch 
legitimiert. Seit ihrer Staatsgründung 
herrschte mit der SED nur eine Par-
tei, die alle anderen gesellschaftli-
chen Kräfte nach und nach mit ih-

rem totalitären Anspruch unter ihre 
Regie zwang. Es waren einzig die 
Kirchen, die sich durch all die Jah-
re ganz zum Ärger der SED ihre re-
lative Eigenständigkeit bewahrten.

Im Vorfeld des 17. Juni 1953 wurde 
die Kirche frontal angegriffen. Die 
Kirche wurde als 5. Kolonne des 
Westens verunglimpft, Mitglieder 
der Jungen Gemeinde wurden vo-
rübergehend der Oberschule ver-
wiesen. Nur mit Mühe konnte diese 
konfrontative Haltung in zähen Ver-
handlungen etwas korrigiert werden.

Ein Dauerkonflikt bildete auch die 
Auseinandersetzung mit der Konfir-
mation. Der Staat versuchte, die Ju-
gendweihe für alle Heranwachsen-
den obligatorisch zu machen. Von 
ihrem Wohlverhalten hing ihr wei-
terer Bildungsweg ab. Nur wenige 
widerstanden trotzdem diesem mas-
siven Druck und mussten dann sehr 
oft auf Oberschule und Abitur sowie 
Studium verzichten.

Mit dem Wehrdienstgesetz von 1962 
spitzte sich die Lage für alle jungen 
Christen erneut zu, die den Wehr-
dienst verweigern wollten. 2 Jahre 
später erließ der Staat eine Anord-
nung für die Aufstellung von Bau-
einheiten, die jungen Menschen die 
Möglichkeit gaben, auch einen Mi-
litärdienst ohne Waffen als Bausol-
daten durchzuführen.

Nach jahrzehntelangem massiven 
Auseinandersetzungen und Anfein-
dungen der Kirche durch den Staat 
auch in den folgenden Jahren kam 
es schließlich 1978 dazu, das Ver-
hältnis beider Seiten auf eine et-

was verlässlichere Basis zu stellen. 
Der Staat hatte inzwischen einse-
hen müssen, dass die Kirche doch 
so schnell nicht abgeschafft wer-
den konnte. So kam es am 6. März 
zu einem vertraulichen Gespräch 
zwischen dem Staatsratsvorsitzen-
den der DDR Erich Honecker und 
Bischof Schönherr als leitendem 
Bischof des Bundes der Evange-
lischen Kirchen in der DDR. Aber 
dieses Gespräch wurde eigentlich 
nicht auf gleicher Augenhöhe ge-
führt und das Ergebnis glich eher 
einem von zwei ungleichen Part-
nern herbeigeführten Burgfrieden, 
bei dem die SED ganz unmissver-
ständlich die Rahmenbedingungen 
festschrieb. Solange sich die Kir-
che entsprechend klarer staatlicher 
Vorgaben wohlverhielt, ließ sie der 
Staat ab jetzt in ihrem Kerngeschäft 
weniger restriktiv gewähren. Sobald 
sich einzelne Personen oder Grup-
pen in der Kirche aber nicht daran 
hielten, aus der Machtperspektive 
des Staates, also das von ihnen er-
wartete und eingeforderte gute Ver-
hältnis gestört wurde, erfolgten so-
fort entsprechende Interventionen.

Mit dieser Übereinkunft begann 
für die Kirche ein schwieriger Ba-
lanceakt. Wollte sie ihre institutio-
nelle Existenz nicht gefährden, wa-
ren bestimmte Kompromisse unum-
gänglich. Andererseits war sie ei-
nem göttlichen Auftrag verpflich-
tet, dem sie sich um ihrer eigenen 
Glaubwürdigkeit willen nicht ent-
ziehen konnte, der aber häufiger zu 
Zerreißproben führte.
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Dieser Spagat führte auch innerhalb 
des Bundes der Evangelischen Kir-
chen und der verschiedenen Landes-
kirchen immer wieder zu erhebli-
chen Spannungen.
Schon einige Monate nach der Staat-
Kirche Vereinbarung kam es im 
Herbst 1978 zu den nächsten Kon-
flikten. Es wurde für alle Schüle-
rinnen und Schüler sowie für Stu-
dentinnen und Studenten der Wehr-
kundeunterricht bzw. die vormilitä-
rische Ausbildung obligatorisch ein-
geführt. Diese zunehmende Milita-
risierung der ganzen Gesellschaft 
führte zu einer weiteren Zuspitzung. 

2. Entstehung der 
unabhängigen 

Friedensbewegung
Nach dem Doppelbeschluss der 
Nato 1979 spitzte sich die atomare 
Bedrohung in Europa erheblich zu. 
Es kam zu massiven Protesten da-
gegen. Hunderttausende gingen auf 
die Straße. Es war die Geburtsstun-
de der internationalen Friedensbe-
wegung. Das ging auch an der DDR 
nicht vorbei.
Erste Friedensgruppen bildeten sich 
auch DDR-weit an vielen Orten, um 
dagegen zu protestieren. Eine der be-
kanntesten Initiativen war die Forde-
rung nach einem sozialen Friedens-
dienst. Auch in den Kirchen und Ge-
meinden wurden Menschen zuneh-
mend wach. 1980 wurde in der DDR 
die erste ökumenische Friedensde-
kade unter dem Motto „Schwer-
ter zu Pflugscharen“ durchgeführt. 
Damit hatte die unabhängige Frie-
densbewegung ihr Symbol gefun-
den. Trotz massiver staatlicher In-
terventionen vor allem auch gegen 
Jugendliche, die dieses Symbol als 
Aufnäher an ihren Jacken trugen, 
konnte diese Bewegung nicht mehr 
gestoppt werden. Jahr für Jahr wur-

den die Friedensdekaden in allen Kir-
chen in ökumenischer Verbundenheit 
weiter durchgeführt. Aus ihnen he-
raus bildeten sich oft weitere Frie-
densgruppen. Das Interessante da-
ran war, dass hier nicht nur Chris-
ten unter sich blieben, sondern dass 
sich auch Menschen ohne kirchliche 
Bindung dazugesellten. In den tra-
ditionellen Kirchgemeinden führte 
das oft zu großen Verunsicherun-
gen, weil sie in der Regel mehrheit-
lich auf eine politische Konfronta-
tion mit dem Staat aus ihrem kirch-
lichen Selbstverständnis überhaupt 
nicht vorbereitet waren. Gerade in 
Lutherischen Landeskirchen gab 
es eine jahrhundertelange Traditi-
on, aus der man der Obrigkeit ge-
horsam zu sein hatte. Gerade in der 
Zeit des Nationalsozialismus hat-
te diese Einstellung verheerenden 
Folgen. In Mecklenburg z. B. hat-
te sich die überwiegende Mehrheit 
der Pastoren und Gemeinden den 
deutschen Christen angeschlossen.

Diese Haltung gegenüber staatlicher 
Autorität war auch in den 80er Jah-
ren nicht völlig verschwunden. Es 
gab Gemeinden, die Friedenskrei-
sen Zusammenkünfte in ihren Räu-
men verwehrten, weil sie das mit 
ihrer christlichen Einstellung nicht 
vereinen konnten. Dagegen gab es 
aber auch unter den Pastoren, ande-
ren kirchlichen Mitarbeitern sowie 
Gemeindegliedern viele, die bereit 
waren, für ihre Glaubensüberzeu-
gung den Konflikt mit dem Staat 
zu riskieren.

Insofern war das reformatorische 
Erbe aus lutherischer Sicht für die 
Herausbildung der friedlichen Re-
volution in der DDR nicht gerade 
förderlich.

1983 kamen in der DDR zum ersten 
Mal Menschen aus vielen neu ent-
standenen Friedensgruppen in Berlin 

zum Friedensseminar „Konkret für 
den Frieden“ zusammen, bei dem die 
Berlin-Brandenburgische Landeskir-
che einen erheblichen Teil dazu bei-
getragen hatte. Diese Treffen wie-
derholten sich danach jährlich und 
sie erweiterten sich um Menschen 
aus Umwelt- und Dritte–Welt-Grup-
pen, aus Frauen- und Menschen-
rechtgruppen. So entstand zuneh-
mend ein immer weiter verzweig-
tes informelles Netzwerk mit ho-
her Verbindlichkeit. Es waren zwar 
nur einige Tausend Personen, aber 
sie wurden durch ein breites Sym-
pathiefeld getragen.
Diese Gruppen führten ihre Frie-
densseminare, auf denen sich neben 
Christen auch viele Nichtchristen 
trafen, aus Sicherheitsgründen aus-
schließlich im Schutzraum der Kir-
chen durch, denn die Kirchen waren 
zu DDR-Zeiten die einzige gesell-
schaftliche Organisation, die sich 
dem direkten Einflussbereich der 
SED weitgehend entziehen konnte. 
Als das letzte Friedensseminar im 
Februar 1989 in Greifswald statt-
fand, war noch nicht erkennbar, zu 
welchen rasanten Entwicklungen es 
noch im selben Jahr kommen wür-
de. Doch das erste politische Wet-
terleuchten war schon erkennbar. 
Die Stunde der politischen Bürger-
bewegung war angebrochen.

3. Beginn und Entfaltung 
des weltweiten Konziliaren 
Prozesses für Gerechtigkeit, 
Frieden und die Bewahrung 

der Schöpfung
1983 fand im kanadischen Vancou-
ver die Vollversammlung der Mit-
gliedskirchen des Ökumenischen 
Rates der Kirchen statt. Sie setzte 
die Trias Gerechtigkeit, Frieden und 
die Bewahrung der Schöpfung auf 
die Tagesordnung und machte damit 

Rundbrief 14/3 Sep. 2014	 Seite 5

C
hr

ist
en für gerechte

CGWW
ir tschaf tsordnung 

e.
V.

Akademie

 Solidarische Ökonom

ie

Rundbrief 14/3 Sep. 2014	 Seite 5



deutlich, dass sie ohne Abstriche be-
reit war, sich der Verantwortung für 
die Welt zu stellen. Die DDR-De-
legierten vom Bund der Evangeli-
schen Kirchen, in denen neben den 
lutherischen auch die unierten und 
reformierten Kirchen vertreten wa-
ren, waren an dieser Entscheidung 
wesentlich mit beteiligt. 

Dieser zündende Funke wurde dann 
3 Jahre später in der DDR vom 
Stadtökumenekreis in Dresden auf-
genommen und von der Arbeitsge-
meinschaft christlicher Kirchen auf 
die Tagesordnung gesetzt. Zu dieser 
Arbeitsgemeinschaft gehörten neben 
den Evangelischen Landeskirchen 
auch die Freikirchen und die Ka-
tholische Kirche. Was hier im Ein-
vernehmen geschah war ein wirk-
lich historisches Ereignis. 

Zum ersten Mal seit der Reformati-
on arbeiteten alle Kirchen und kirch-
lichen Gemeinschaften gemeinsam 
an den gestellten Themen zu Gerech-
tigkeit, Frieden und Bewahrung der 
Schöpfung und überwanden für die-
se Themenbereiche die Jahrhunderte 
andauernden gegenseitigen kirchli-
chen Blockaden. Delegierte aus den 
lutherisch geprägten Kirchen konn-
ten ihr eher staatstragendes Erbe neu 
bedenken. 

Ein Teil der Delegierten der öku-
menischen Versammlung kam auch 
aus der unabhängigen Friedensbe-
wegung. Auch sie trugen maßgeb-
lich zu einer Dynamisierung der Ver-
sammlung bei.

Dieser neue Geist des Aufbruchs 
prägte dann auch die zu leistende 
Arbeit und führte schließlich im 
April 1989 in Dresden zu der Ver-
abschiedung der Texte der Ökume-
nischen Versammlung, die zu einem 
Meilenstein der DDR-Kirchen ge-
worden sind. 

Vielleicht hat der Text der Arbeits-
gruppe 3 „Mehr Gerechtigkeit in 
der DDR – unsere Aufgabe, unse-
re Erwartung“ das gesellschaftli-
che Grundproblem am deutlichs-
ten benannt und damit den staatli-
chen Widerspruch am stärksten her-
ausgefordert. In dem Abschnitt „Er-
fordernisse und Erwartungen“ wer-
den diese im Einzelnen vorgetragen. 
Etwa: Menschenrechte in ihrer Un-
teilbarkeit sollten besser zur Wir-
kung kommen, freier und ehrlicher 
Meinungsaustausch sollte gefördert 
werden, mehr Rechtssicherheit soll-
te gewährleistet werden, das Wahl-
recht sollte reformiert werden, eine 
größere Reisefreiheit gewährleistet 
werden, eine ungehinderte Möglich-
keit, sich zu versammeln und Verei-
ne zu bilden, sollte gesichert werden.

Diese Forderungen gingen dem SED-
Regime zu weit und es versuchte 
noch in der Schlussversammlung, 
die schon im Abstimmungsverfah-
ren war, diesen Text durch den ext-
ra aus Berlin eingeflogenen Staats-
sekretär für Kirchenfragen zu blo-
ckieren. Folgendes war passiert: 
Der leitende Bischof Hempel wur-
de vom Staatssekretär heraus zitiert 
und mit seinen Forderungen kon-
frontiert. Wieder in die Versamm-
lung zurückgekommen, machte er 
uns mit dieser Forderung vertraut. 
Nach einer erkennbaren Verunsiche-
rung verschiedener, vor allem auch 
dem System nahestehender Dele-
gierter stellte ich einen Geschäfts-
antrag zum sofortigen Abbruch der 
beginnenden Debatte und der sofor-
tigen Abstimmung auch dieses Tex-
tes. Die Versammlung folgte glück-
licherweise diesem Antrag und so 
wurde gerade auch dieser Text mit 
satter 2/3-Stimmen-Mehrheit ver-
abschiedet.

Wenn auch hier schon klarere kriti-
sche Optionen erkennbar wurden, die 
Grundstruktur des politischen Sys-
tems wurde jedoch nicht grundsätz-
lich infrage gestellt. Der Staat mit-
samt der SED blieb weiterhin der 
einzige Ansprechpartner, mit dem 
man die kritischen Fragen einver-
nehmlich klären wollte.

Nach dieser Versammlung sollten 
sich alle Kirchen intensiv mit diesen 
Texten beschäftigen und sie sich in 
einem gründlichen Diskurs zu eigen 
machen. Aber ein Jahr später gab es 
das SED-Regime nicht mehr. Und 
im vereinigten Deutschland hat sich 
die noch existierende theologische 
Kommission des Bundes 2 Jahre spä-
ter mit sehr fadenscheinigen Grün-
den faktisch dem Auftrag der Öku-
menischen Versammlung entzogen.

4. Entstehung und 
Entfaltung der politischen 

Bürgerbewegung
Parallel dazu entwickelte sich die 
unabhängige Friedensbewegung, 
die viele Jahre unter dem Schirm der 
Kirchen aktiv war, mehr und mehr 
zu einer eigenständigen politischen 
Bürgerbewegung.

Sie war durchaus keine einheitli-
che, streng hierarchisch geordnete 
Organisation, sondern ein buntes, 
vielfältiges Netzwerk eigenständi-
ger Gruppen mit unterschiedlichen 
Schwerpunkten.

Unter den führenden politisch Ak-
tiven der unabhängigen Friedens-
bewegung fand 1989 ein Paradig-
menwechsel statt. Fanden sie sich 
bis dahin damit ab, dass allein die 
verfassten Kirchen ihre Interessen 
dem Staat gegenüber vertraten, so 
änderte sich das nun grundlegend.

Die Gruppen traten mutig aus dem 
sicheren Windschatten der Kirchen 
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heraus, übernahmen selber die Ver-
antwortung für ihr Tun und stellten 
sich der offenen Auseinanderset-
zung mit dem Regime.

Den ersten Schritt machte die Initi-
ative „Frieden und Menschenrech-
te“ im März 1989 noch vor der Öku-
menischen Versammlung mit einem 
Aufruf. In ihm hieß es u. .a.:

Die bisher auf einen relativ abge-
schlossenen Kreis und auf den Ber-
liner Raum orientierte „Initiative 
Frieden und Menschenrechte“ will 
der neuen gesellschaftlichen Situa-
tion dadurch Rechnung tragen, dass 
sie sich von nun an offen für all die-
jenigen Menschen in der DDR er-
klärt, die sich den nachfolgend ange-
führten Arbeitsgrundlagen und Ziel-
vorstellungen anschließen wollen.

Gemeint sind damit Menschen, die 
der Überzeugung sind, dass auch 
in der DDR tief greifende Verän-
derungen notwendig sind, um den 
heutigen globalen und innergesell-
schaftlichen Erfordernissen gerecht 
zu werden. Mit der Hoffnung auf 
diese Möglichkeit wollen jene, die 
sich der Initiative zurechnen, in der 
DDR bleiben und die hier notwen-
dige Entwicklung positiv beeinflus-
sen. Zu ihren Zielen zählt sie u. A. 
die umfassende Respektierung al-
ler Menschenrechte, Gewaltentei-
lung und Rechtsstaatlichkeit, Tren-
nung von Partei, Staat und Gesell-
schaft, Unabhängigkeit und geisti-
ge Vielfalt des Lebens.

Die der Initiative verbundenen Men-
schen wollen sich im Bewusstsein 
ihrer Verantwortung und mensch-
lichen Würde „in ihre eigenen An-
gelegenheiten einmischen“.

Im August folgte der nächste Auf-
ruf der Initiativgruppe zur Bildung 
der SDP, der Sozialdemokratischen 
Partei in der DDR.

Im September erschien dann die 
Böhlener Plattform, die zur Grün-
dung einer Vereinigten Linken in 
der DDR aufrief.
Ebenfalls im September rief eine 
Gruppe aus der unhabhängigen 
Friedensbewegung dazu auf, eine 
„BÜRGERBEWEGUNG DEMO-
KRATIE JETZT“ zu gründen, da-
mit der Wunsch vieler Bürgerinnen 
und Bürger nach einer Demokrati-
sierung des Verhältnisses von Staat 
und Gesellschaft öffentlich zur Spra-
che gebracht werden kann.
Die nachhaltigste Wirkung jedoch 
hinterließ der Aufruf des NEUEN 
FORUM vom 11. September unter 
der Überschrift:
Aufbruch 89 – NEUES FORUM.
In ihm hieß es u. a.:
In unserem Lande ist die Kommu-
nikation zwischen Staat und Gesell-
schaft offensichtlich gestört. Belege 
dafür sind die weit verbreitete Ver-
drossenheit hin bis zum Rückzug in 
die private Nische oder zur massen-
haften Auswanderung ... Die gestörte 
Beziehung zwischen Staat und Ge-
sellschaft lähmt die schöpferischen 
Potenzen unserer Gesellschaft und 
behindert die Lösung der anstehen-
den lokalen und globalen Aufgaben 
... Um all diese Widersprüche zu er-
kennen, Meinungen und Argumente 
dazu anzuhören und zu bewerten ..., 
bedarf es eines demokratischen Di-
alogs über die Aufgaben des Rechts-
staates, der Wirtschaft und der Kul-
tur. Über diese Fragen müssen wir 
in aller Öffentlichkeit, gemeinsam 
und im ganzen Land nachdenken 
und miteinander sprechen ... Wir 
bilden deshalb eine politische Platt-
form FÜR DIE GANZE DDR, die 
es Menschen aus allen Berufen, Le-
benskreisen, Parteien und Gruppen 
möglich macht, sich daran zu betei-
ligen. Für eine solche übergreifen-

de Initiative wählen wir den Namen 
NEUES FORUM. Um diese Tätig-
keit auf gesetzliche Grundlagen zu 
stellen, werden wir die Gründung 
einer Vereinigung bei den zustän-
digen Organen der DDR anmelden.
Wir rufen alle Bürger und Bürgerin-
nen der DDR, die an der Umgestal-
tung unserer Gesellschaft mitwirken 
wollen, auf, Mitglieder des NEUEN 
FORUM zu werden. Die Zeit ist reif.
Dieser Aufruf schlug wie eine Bom-
be in die hochexplosive politische 
Landschaft der DDR ein und löste 
einen Erdrutsch aus. Er kam genau 
zur rechten Zeit und war von allen 
Aufrufen für die Menschen am an-
schlussfähigsten. Er war sehr nie-
derschwellig und schloss keinen 
aus, aber er strebte eine neue, unab-
hängige politische Plattform an, die 
das Machtmonopol der SED faktisch 
sprengen und die politischen Macht-
verhältnisse neu gestalten wollte, 
ohne dies ausdrücklich zu fordern. 
Die Reaktion der SED war deshalb 
entsprechend. Es erfolgte eine Wo-
che später eine Ablehnung durch 
das Innenministerium mit folgen-
der Begründung: Ziele und Anlie-
gen der beantragten Vereinigung 
widersprechen der Verfassung der 
DDR und stellen eine staatsfeindli-
che Plattform dar. Außerdem bestehe 
keine gesellschaftliche Notwendig-
keit für eine derartige Vereinigung.
Ende September hatten den Aufruf 
bereits 10 000 Menschen unterschrie-
ben, Mitte Oktober waren es schon 
weit über 100 000. Die 30 Initiato-
ren waren zunächst völlig überfor-
dert, da sie darauf überhaupt nicht 
vorbereitet waren und deshalb auch 
keine ausreichende Infrastruktur ge-
schaffen hatten. Das musste nun alles 
im Eilzugtempo auf der ersten nicht 
genehmigten Basisversammlung des 
NF Anfang Oktober 89 nachgeholt 
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werden. Engagierte Mitglieder ka-
men dazu aus allen Teilen der DDR 
zusammen und verschafften sich ei-
nen ersten Überblick über die turbu-
lente politische Entwicklung und die 
vielen spontan stattfindenden Demos 
in den einzelnen Städten. Als Mo-
derator dieser Versammlung war es 
schon spannend zu erleben, mit wel-
cher Intensität und hoher Verantwor-
tung die Akteure sich ihrer Aufgabe 
stellten und sie bewältigten.

Anfang Oktober erschien schließ-
lich ein weiterer Aufruf unter dem 
Namen: Demokratischer Aufbruch 
– ökologisch, sozial.

Nach der Gründung dieser vielen In-
itiativen innerhalb der Bürgerbewe-
gung kamen am 4. Oktober 89 das 
erste Mal Vertreter dieser Initiativ-
gruppen zusammen und gaben eine 
gemeinsame Erklärung heraus. Sie 
forderten für alle Bürgerinnen und 
Bürger die Möglichkeit, ihre poli-
tischen Rechte so auszuüben, wie 
es die Menschenrechtskonventio-
nen der Vereinten Nationen und die 
KSZE-Dokumente verlangten. An-
gestrebt wurde von allen Initiativen 
im Rahmen der DDR eine langfristi-
ge Demokratisierung der ganzen Ge-
sellschaft und ein hohes Mitbestim-
mungsrecht der einzelnen Bürgerin-
nen und Bürger. Des weitern wur-
den Mindestbedingungen für eine 
demokratische, freie und geheime 
Wahl gefordert und Möglichkeiten 
für ein gemeinsames Wahlbündnis 
ausgelotet. 

Es ging dabei vor allem um einen 
gesellschaftlichen Veränderungs-
prozess innerhalb der DDR mit dem 
Ziel, eine freiheitliche, demokrati-
sche, und emanzipatorische Gesell-
schaftsordnung mit sozialen und kul-
turellen Grundrechten aufzubauen. 
Bei einer anzustrebenden Vereini-
gung beider deutscher Staaten soll-

ten diese Ziele dabei nicht aus dem 
Auge verloren werden.

5. Das Verhältnis der 
Kirche zur politischen 

Bürgerbewegung 
im Jahr 1989 

Durch die Beschlüsse der Ökume-
nischen Versammlung war ein ers-
ter Schritt in gesellschaftspoliti-
sches Neuland getan worden. Das 
seit 1978 versuchte gute Einver-
nehmen von Staat und Kirche, wie 
es seinerzeit Bischof Schönherr und 
Erich Honecker verabredeten, hat-
te auf dieser Versammlung einen 
ersten massiven Einbruch erlitten. 
Die Versammlung verweigerte die 
Gefolgschaft massiv vorgetragener 
staatlicher Erwartungen.

Als die Synode des Bundes der Ev. 
Kirchen im September 1989 zusam-
menkam, war ihre Einschätzung der 
gegenwärtigen politischen Lage 
schon sehr viel eindeutiger. Vie-
le Erwartungen, die noch auf der 
Ökumenischen Versammlung vor-
getragen wurden, hatten sich als 
unerfüllbar erwiesen. In einer sehr 
nüchternen Bilanz musste die Syn-
ode konstatieren, dass viele Hoff-
nungen auf Veränderungen in der 
DDR erloschen sind. Um den Weg 
in eine sozial gerechte, demokrati-
sche, nach innen und außen fried-
fähige und ökologisch verträgliche 
Gesellschaft nicht zu verbauen, war 
jetzt ein offener gesamtgesellschaft-
licher Dialog dringend geworden. 
Die bisherigen politischen Struktu-
ren müssten geöffnet werden, weil 
gegenwärtig keiner eine Lösung hat. 
Die Synode empfand dabei die Äu-
ßerungen des Staates zu Vorgängen 
in China als sehr bedrohlich, die Be-
fürchtungen und Ängste für die Zu-
kunft weckten. Ein Leidensweg auch 

für die Kirchen wurde deshalb nicht 
mehr ausgeschlossen. 
In dieser Situation war es aber von 
unschätzbarer Bedeutung, dass die 
Kirchen ihre Türen für Friedensge-
bete öffneten, die Botschaft Jesu von 
der Gewaltfreiheit wieder ganz neu 
entdeckten und sich solidarisch mit 
denen verhielten, die bei gewaltlo-
sen Demonstrationen massiv mit 
Gewalt bedroht und teilweise auch 
inhaftiert wurden.
Leipzig war dabei am 9. Oktober die 
Probe aufs Exempel. Die Lage wur-
de immer bedrohlicher, als an die-
sem 9. Oktober einige tausend Men-
schen um 17 Uhr wieder zu Frie-
densgebeten in die Nikolaikirche, 
die reformierte Kirche und wegen 
des großen Zustroms auch noch in 
zwei weitere Kirchen strömten. In 
allen Kirchen riefen die Verantwort-
lichen alle Anwesenden intensiv zur 
Gewaltlosigkeit in der anschließen-
den Demonstration auf.
Als die Menschen nach dem Frie-
densgebet aus den Kirchen auf die 
Straßen traten, waren sie selber 
überrascht. Die ganze Innenstadt 
hatte sich inzwischen mit Tausen-
den Menschen gefüllt. Sie formier-
ten sich zu einem gewaltigen fried-
lichen Demonstrationszug von etwa 
70 000 und zogen durch den Innen-
stadtring bis zum Bahnhof.
Als sich die Spannung unter den Ru-
fen „Wir sind das Volk“ und „Keine 
Gewalt“ zum Zerreißen anspannte, 
ertönte plötzlich aus den Lautspre-
chern des Stadtfunks ein Aufruf von 
6 Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, darunter des Dirigenten Kurt 
Masur und dreier SED- Funktionä-
re, in dem sie alle Beteiligten, auch 
die Sicherheitskräfte, zur Besonnen-
heit aufriefen. Diese nicht vorher-
sehbare Menge und der Aufruf ir-
ritierten den dortigen Einsatzleiter 
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dermaßen, dass er zunächst von 
dem ursprünglich empfangenen 
Befehl, diese Demonstration mit 
brutaler Gewalt im Keim zu er-
sticken, absah.
Als er sich in Berlin rückversi-
chern wollte, was nun zu tun sei, 
war Honecker nicht erreichbar 
und Krenz bat um Bedenkzeit. 
Als Krenz endlich zurückrief, und 
nachträglich den Verzicht auf Ge-
walt billigte, war die Demo be-
reits friedlich zu Ende gegangen.
Damit war die vielleicht letzte 
Möglichkeit der Staatsmacht, den 
Flächenbrand der Revolution doch 
noch mit brutaler Gewalt zu ersti-
cken, verstrichen. Sie hatten alles 
geplant, waren auf alles vorberei-
tet, nur nicht auf Kerzen und Ge-
bete, wird der Volkskammerprä-
sident Horst Sindermann später 
zitiert werden. Hinter diese neu 
geschaffene Realität konnten sie 
nicht mehr zurück. Wie ein Lauf-
feuer verbreitete sich diese gute 
und befreiende Nachricht, die vie-
le nach den Gewaltexzessen der 
vorherigen Tage noch kaum für 
möglich hielten, durch das ganze 
Land. Die Revolution war damit 
unumkehrbar geworden.
Die Kirchen hatten damit der 
friedlichen Revolution einen 
unschätzbaren Dienst erwiesen. 
Denn ohne dieses bedingungs-
lose Insistieren auf Gewaltfrei-
heit hätte diese Revolution auch 
sehr viel anders verlaufen kön-
nen, wie die chinesische Lösung 
im Juni 1989 das in erschrecken-
der Weise gezeigt hatte.
So aber konnte sich zwei Mona-
te später der Runde Tisch etablie-
ren, der ein totalitäres Regimes 
gewaltfrei in eine offene Gesell-
schaft überführte.

Juni 2014, Heiko Lietz

Lang, Gerhardus / Bergermann, 
Petra (Hrsg.): Dr. Langs Klei-
ne Volkswirtschaftslehre für Je-
dermann, Book on Demand, ISBN 
9783735777782, Buchhandelspreis 
der gedruckten Ausgabe: 14,90 €, 
Preis der E-Book-Ausgabe: 6,49 €

Das Anliegen des Buches: Volks-
wirtschaftslehre ist keine schwieri-
ge Wissenschaft, wenn sie so ver-
ständlich und lebensnah wie in die-
sem Buch dargeboten und erklärt 
wird. Geld und Wirtschaft verlie-
ren für den Leser alles Geheimnis-
volle und er wird zu einem kundi-
gen Gesprächspartner, wenn es um 
Themen wie Geld, Geldreform, Bo-
denreform, Geldschöpfung, Infla-
tion Deflation, Geldmengensteue-
rung, Finanzmarkt, Finanzierung 
des Staates, Notenbank und vieles 
mehr geht.

Der Leser dieses Buches wird kei-
nem Politiker oder Wirtschaftsjour-
nalist glauben, der ihm mit der Be-
gründung „Das ist Alternativlos!“ 
ein „X“ für ein „U“ vormachen will: 
Er weiß darüber Bescheid, dass es 
sinnvolle Alternativen zum heutigen 
Geld- und Wirtschaftssystem gibt.

Literaturverzeichnis und Internet-
adressen helfen dem Leser bei der 
weiteren Informationssammlung 
und Einarbeitung in das vielfältige 
Wissensgebiet.
Der Autor, Dr. Gerhardus Lang, ist 
Mediziner und aktives Mitglied im 
„Seminar für freiheitliche Ordnung 
Bad Boll – SFFO“ und bei den CGW.
Petra Bergermann aus Schwabach, 
Vorstandmitglied im Verein REGIO-
MARK e.V., widmet sich unter an-
derem der Wissensvermittlung über 
Volkswirtschaft gemäß der Natürli-
chen Wirtschaftsordnung nach Sil-
vio Gesell und aktueller Erkenntnis-
se und Möglichkeiten einer Geld- 
und Bodenreform.

Interesse am Lesen?

Für das oben angekündigte Buch, 
aber auch für die vielen anderen 
Bücher aus unserem Themenge-
biet, würden Rezensionen helfen, 
weitere Leserinnen und Leser zu 
gewinnen.
Unter unseren Mitgliedern und 
Interessenten gibt es sicherlich 
viele Bücherleserinnen und -le-
ser. Lassen Sie sich ermuntern, 
Ihre Eindrücke den anderen Mit-
gliedern mitzuteilen.
Für geplante Rezensionen stel-
len die Verlage meist kostenlose 
Rezensionsexemplare zur Ver-
fügung. Um Doppelbesprechun-
gen zu vermeiden, teilen Sie der 
Rundbriefredaktion einfach mit, 
wenn Sie vorhaben, ein Buch zu 
besprechen.

Bücherecke  
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Zwischen Entwicklungshilfe 
und Finanzialisierung

eine Studie der 
Körber-Stifung

Die Körber-Stiftung veröffentlicht 
Studien und Handlungsempfehlungen 
für Politiker, Studenten und Nichtre-
gierungsorganisationen zum kosten-
losen Herunterladen unter www.ko-
erber-stiftung.de/downloads.

Konkret geht es um eine Studie, die 
Bezug nimmt auf die Doktor-Ar-
beit des Ökonomen Philip Mader: 
Zwischen Entwicklungshilfe und Fi-
nanzialisierung. Philip Mader unter-
sucht darin die Wirkung von Mikro-
finanz bzw. Mikrokredit und kommt 
zu dem Ergebnis: Diese Art der Ent-
wicklungshilfe nützt vor allem den 
Geldgebern. Die Armen bleiben arm.

Diese 16 Seiten sind höchst lesens-
wert, weil sie aufdecken, dass alle 
Spender mit schönen Stories und Bü-
chern von Herrn Yunus als nützliche 
Zusatzgeldgeber gewonnen werden. 
In Wahrheit ist die Mikrofinanz eine 
riesige subventionierte Geldmaschi-
ne, um auch diejenigen noch zu ver-
schulden, die eh nichts haben. Eine 
wissenschaftliche Aufklärungsarbeit! 
Unsere staatliche Entwicklungsbank 
KfW ist übrigens die größte Mikro-
kreditorganisation. Um den Armen 
Konsum zu ermöglichen, gibt man 
ihnen Kredite mit horrenden Zinsen 
und erreicht nebenbei die Beschäf-
tigung zur Finanzierung des Kre-
dits und damit die Beruhigung von 
verarmten Schichten, die sonst wo-
möglich Aufstände gegen das sie in 
die Armut drängende kapitalistische 
Weltsystem anzetteln könnten.

Die Studie läuft unter der Nummer: 
www.koerber-stiftung.de 2013-027.

Karin Grundler

„Grundsteuer: Zeitgemäß!“ - Aktuell
Sehr geehrte Aufruf-Unterstützer
Soweit in Erfahrung zu bringen ist, können sich die Län-
derfinanzminister auf keines ihrer drei Grundsteuer-Re-
formmodelle verständigen. Der Verprobungsbericht wurde 
den Ministern noch immer nicht vorgelegt. Bis Ende Sep-
tember versuchen die Ministerien untereinander eine wie 
auch immer geartete Kompromisslösung zu entwickeln.
Die Finanzministerien von Hessen und Baden-Württem-
berg haben uns versichert, dass sie sich dafür eingesetzt 
hätten, die von uns in die Diskussion gebrachten, alter-
nativen, rein bodenbasierten Grundsteuermodelle noch 
in die Verprobung einzubeziehen. In beiden Bundeslän-
dern, wie übrigens auch in Rheinland-Pfalz, gibt es po-
sitive Empfehlungen kommunaler Spitzenverbände für 
diese Modelle an die Finanzminister. Demgegenüber hal-
ten dem Vernehmen nach die Länder, die sich mit unse-
rem Anliegen bisher nicht anfreunden können, die He-
rausnahme der Gebäude aus der Grundsteuer politisch 
nicht für vermittelbar. Eine nähere Prüfung der rein bo-
denbasierten Modelle scheide daher aus ihrer Sicht von 
vornherein aus!
Dazu sagen wir: Keine Frage, ein Richtungswechsel von 
einer verbundenen Bemessungsgrundlage (Boden + Ge-
bäude) hin zu einer unverbundenen (nur Boden), wie wir 
ihn anregen, ist erklärungsbedürftig. Doch zunächst ein-
mal scheinen ja die drei bisher untersuchten Modellva-
rianten (allesamt Boden + Gebäude) nicht vermittelbar 
zu sein, siehe oben. Das Festhalten an einer verbunde-
nen Bemessungsgrundlage verspricht zwar Kontinuität, 
wäre aber auch rückwärtsgewandt, weil keine Antwort 
auf die Herausforderungen der Zeit und der kommenden 
Jahrzehnte. Im Vergleich dazu hätte eine rein bodenba-
sierte Grundsteuer zahlreiche handfeste Vorteile, die in 
die Waagschale gehören. Was politisch vermittelbar ist 
oder nicht, muss sich, gegründet auf Fakten und nüch-
terne Analysen, erst noch zeigen! Deswegen halten wir 
an unserem Appell an die Finanzminister und kommuna-
len Spitzenverbände fest. Es führt kein Weg daran vor-
bei: Wir brauchen eine vertiefte, ergebnisoffene Unter-
suchung der zwei Modellalternativen: reine Bodenwert-
steuer und kombinierte Bodenwert- und Bodenflächen-
steuer. www.grundsteuerreform.net
Verbreiten Sie diese Mitteilung weiter und helfen Sie uns 
dabei, weitere Unterstützer zu gewinnen, danke!

Freundliche Grüße, die Erstunterzeichner des Aufrufs
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Liebe CGWler,

die unten stehende E-Mail leite 
ich an Euch weiter, mit dem Hin-
weis zu einem 16 seitigen Papier, 
in dem verschiedene Geldrefor-
mideen - auch das Freigeld - be-
sprochen werden. Ich finde es in-
teressant, dass jetzt auch solche 
mehr grundsätzliche Diskussionen 
geführt werden. Leider wird aber 
die Problematik des exponentiel-
len Wachstums durch den Zinses-
zins nicht angesprochen!!

Trotzdem finde ich es lesenswert.

Schönen Gruß von 
Elmar Hüsam

Sven Giegold schreibt dazu:
Immer häufiger werde ich darauf 
angesprochen, ob die Kontrolle der 
Finanzmärkte nicht zu kurz greift. 
Viele beschäftigen sich mit weiter-
gehenden Vorschlägen der Geld-
ordung, z.B. das Vollgeld nach Ir-
ving Fischer und aktueller Joseph 
Hubers Monetative, Komplemen-
tärwährungen wie Regiogeld oder 
Freigeld nach Silvio Gesell.

Die etablierte Wirtschaftswissen-
schaft führt die Diskussion in der 
Regel nicht.

Politische Initiative 
„economy for the 
people“ geboren

Liebe Mitglieder und FreundIn-
nen der Akademie Solidarische 
Ökonomie,

wir freuen uns, Euch nun end-
lich unsere politische Initiative 
„economy for the people  – In-
itiative für eine demokratische 
Wirtschaft“ vorstellen zu kön-
nen. Unseren Internet-Auftritt fin-
det Ihr unter www.wirtschaftsde-
mokratie.net

Wir betrachten die Akademie als 
wesentliche Ideengeberin dieser 
Initiative  – in der Vergangenheit 
(besonders in der Makro AG), aber 
ebenso in der Zukunft. Wir den-
ken, dass sich eine solche Initi-
ative und die Akademie in ihren 
verschiedenen Funktionen „in der 
politischen Wertschöpfungskette“ 
wunderbar ergänzen.

Wir beide bleiben selbstverständ-
lich der Akademie weiterhin ver-
bunden. Ebenso laden wir Euch 
herzlich ein, das „politische Baby“ 
zu päppeln und zu unterstützen. 
Wir freuen uns auf Euer Feedback 
und die spannenden Projekte, die 
wir nebeneinander oder auch zu-
sammen durchführen werden.

Herzliche Grüße, Kris Kunst 
und Max Heubach

Um die Diskussion voranzubrin-
gen und mir auch selbst einen bes-
seren Überblick über die zentralen 
Argumente zu verschaffen, habe 
ich den Ökonomen Dr. Thomas 
Fricke, Chefökonom der Europä-
ischen Klimastiftung (ECF) und 
ehemaliger Chefökonom der Fi-
nancial Times Deutschland, beauf-
tragt, die Vorschläge zu systemati-
sieren und vorläufig zu bewerten.

Das von Thomas Fricke geschrie-
bene Papier ist sehr lesenswert. Es 
bietet einen guten Überblick über 
die Vorschläge und ihre Vorzüge, 
wirft aber auch kritische Anfragen 
an die Ideen auf.

Ich würde mich über Beachtung 
freuen und über weitere - auch 
gerne kritische - Kommentare in 
meinem Blog:

www.sven-giegold.de/2014/
kurzstudie-hochzeit-fuer-
geldverbesserer

Die inzwischen über zwanzig 
Kommentare (Stand 23. Aug. 
2014) zeigen die vielfältigen 
Meinungen dazu.

Hochzeit für Geldverbesserer
Vollgeld, Freigeld, Free Banking und andere 

Radikalvorschläge – brauchen wir nach der großen 
Finanzkrise eine völlig neue Geldordnung?
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Einkommenserzielung ist keine Angelegenheit 
des Staates, sondern der Wirtschaft
– zum Thema Grundeinkommen im letzten Rundbrief

Im letzten Rundbrief der CWG ist 
sehr ausführlich über das so genann-
te Grundeinkommen (GE) geschrie-
ben worden. Es wurde der Eindruck 
vermittelt, dass das GE eine selbst-
verständliche Sache sei und man 
sich nur noch aus den vorgestellten 
Vorschlägen den Besten auszuwäh-
len habe. Bedenken gegen die Ein-
richtung des GE als solchem wur-
den nicht diskutiert, lediglich die 
Frage der so genannten Finanzie-
rung schien durchweg nicht gelöst.

Es ist gar nichts gegen ein GE für 
einen beschränkten Personenkreis 
einzuwenden, der heute schon zum 
Teil in einem Umlageverfahren fi-
nanziert wird. Dieser besteht aus 
den Kindern und jungen Leuten in 
der Ausbildung, den Rentnern, den 
Erwerbsunfähigen, den arbeitsunfä-
higen Kranken und letztendlich den 
Sozialfällen, die von der „Stütze“ le-
ben. Dafür sich einzusetzen hat si-
cher mehr Aussicht auf Erfolg, als 
das bedingungslose Grundeinkom-
men für jedermann.

Die Finanzierung des GE sollte in 
Zukunft nicht mehr vom Staat ge-
leistet werden, sondern von Ein-
richtungen der Bürger, die für die-
sen Zweck von ihnen aus freiem 
Willensentschluß gebildet werden, 
weil sie vernünftig sind. Das stän-
dige Anrufen des Staates für sol-
che Aufgaben führt nur zu unguten 
Machtverhältnissen und Interes-
senvermengungen, welche die ide-
ale Gewaltenteilung des Staates un-
möglich machen.

Der Staat ist für die Gesetzgebung, 
die Durchsetzung der Gesetze und 

die Rechtssprechung eingerichtet 
und muss hier das Prinzip der Gleich-
heit beachten. Dagegen ist die „Ein-
kommenserzielung“ nicht eine An-
gelegenheit des Staates, sondern der 
Wirtschaft. Indem wir die anderen 
Teilnehmer der Wirtschaft mit unse-
ren Produkten und Dienstleistungen 
bedienen, verdienen wir ein Einkom-
men. Jedem Arbeitsfähigen müssen 
wir die Gelegenheit eröffnen oder 
offen halten, seine Dienste frei zu 
bilden und anzubieten. Sein sozialer 
Sinn wird ihm schon eingeben, wo-
mit er den anderen Mitmenschen am 
besten Dienen kann. Dadurch wird 
er auch bei freien Verhältnissen ein 
Einkommen verdienen, von dem er 
ausreichend die Dienste anderer in 
Anspruch nehmen kann.

Zitat: „Die Welt schuldet keinem von 
uns seinen Lebensunterhalt, aber 
wir alle schulden einander den Le-
bensunterhalt“ (Henry Ford, Phi-
losophie der Arbeit)

Das Einkommen der oben bezeich-
neten Gruppe, die keine Dienste in 
diesem Sinn anbieten können, müs-
sen sich nun darauf verlassen kön-
nen, dass sie ein Existenz sicherndes 
Einkommen zur Verfügung gestellt 
bekommen. Da jeder Mensch in ei-
nem guten Teil seines Leben in der 
Lage dieser Menschengruppe ist oder 
sein wird, dürfte es nicht schwierig 
sein, dass die Menschen aus freiem 
Entschluss einen bestimmten Teil 
ihres Einkommens für den benann-
ten Teil ihrer Mitmenschen herge-
ben, über dessen Höhe sie sich vor-
her geeinigt haben. 

Die Verwaltung dieser Gelder kann 
von getrennten Kassen vorgenom-
men werden, die für den jeweiligen 
Zweck und von einem bestimmten 
Personenkreis eingerichtet werden. 
Sie könnten im Sinne einer Genos-
senschaft gebildet werden, und das 
Ziel ist nicht, produktiv im Sinne 
der Wirtschaft tätig zu werden, son-
dern im Auftrage derer zu handeln, 
welche die Gelder hergeben. Ziel ist 
das Grundeinkommen für den Per-
sonenkreis, der aus den o.g. Perso-
nen besteht. 

Dabei handelt es sich nicht um die 
Befriedigung von „wohl erworbenen 
Rechten“, sondern um die selbstver-
ständliche Zuwendung im Sinne ei-
nes Vertrages, den die Beteiligten 
untereinander geschlossen haben. 
Man nennt das auch heute allge-
mein „Generationen-Vertrag“, der 
aber dann auch konkret in existie-
renden Verträgen verwirklicht wer-
den muss. Hier muss gar nicht das 
Gleichheitsprinzip herrschen, son-
dern durchgehend das Individual-
Prinzip. Kinder und Rentner sind 
eben verschieden und Kranke und 
Sozialhilfe-Empfänger auch.

Mit der Entflechtung dieser Einkom-
mens-Transferleistungen durch frei 
gebildete Einrichtungen der Bürger 
hört die heutige Gewohnheit auf, sei-
ne Interessen durch den Staat durch-
zusetzen. Das ist ein Missbrauch des 
Staates, der noch dadurch verstärkt 
wird, dass die politischen Parteien, 
die sich des Staates bemächtigt ha-
ben, immer als Interessengruppen 
auftreten, um die Interessen „ih-
rer“ Wählerschaft durchzusetzen. 
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Normal dürften der gesetzgebenden 
Versammlung überhaupt keine Per-
sonen angehören, die besondere In-
teressen vertreten. Sie haben eigent-
lich dafür zu sorgen, dass nur Ge-
setze geschaffen werden, die für alle 
Bürger gleiche Geltung haben und 
frei von Interessen sind, wie es bei-
spielhaft das BGB darstellt.
Ferner herrscht allgemein die Men-
talität, dass der Staat für die Wohl-
fahrt der Bürger zuständig sei. Der 
Staat ist für die Rechtsordnung zu-
ständig. Für die Wohlfahrt sind die 
Bürger selbst zuständig, indem sie 
vor allem wirtschaften und sich ge-
genseitig den Lebensunterhalt schul-
dig sind. Das sind wir als Arbeitsfä-
hige in Gegenseitigkeit und den nicht 
arbeitenden Personengruppen, wie 
sie oben beschrieben sind, als Men-
schen aus dem Gebot der Nächsten-
liebe. So wie diese schon in der Natur 
sich verwirklicht, indem Elterntiere 
ohne Einschränkung für die Aufzucht 
ihrer Nachkommen sorgen mit der 
angeborenen instinktiven Liebe ih-
rer Art, so ist der Mensch kraft sei-
ner Intelligenz und seiner aus frei-
em Entschluss stammenden Nächs-
tenliebe ein sorgendes Wesen für die 
Bedürftigen.
Ihm diese Möglichkeit der selbst be-
stimmten Sorge für seine Nächsten 
zu nehmen, heißt, ihm einen ent-
scheidenden Teil seiner Höherent-
wicklung vorzuenthalten. Als Zeu-
gen rufe ich unseren größten Dich-
ter an.

Gerhardus Lang

Edel sei der Mensch, 
Hilfreich und gut! 
Denn das allein 

Unterscheidet ihn 
Von allen Wesen, 
Die wir kennen.

Heil den unbekannten 
Höhern Wesen, 
Die wir ahnen! 

Ihnen gleiche der Mensch!  
Sein Beispiel lehr’ uns 

Jene glauben.
Denn unfühlend 

Ist die Natur: 
Es leuchtet die Sonne 
Über Bös’ und Gute, 
Und dem Verbrecher 

Glänzen wie dem Besten 
Der Mond und die Sterne.

Wind und Ströme, 
Donner und Hagel 

Rauschen ihren Weg 
Und ergreifen 
Vorüber eilend 

Einen um den andern.
Auch so das Glück 

Tappt unter die Menge, 
Faßt bald des Knaben 

Lockige Unschuld, 
Bald auch den kahlen 
Schuldigen Scheitel. 

Nach ewigen, ehrnen, 
Großen Gesetzen 
Müssen wir alle 
Unseres Daseins 
Kreise vollenden.

Nur allein der Mensch 
Vermag das Unmögliche: 

Er unterscheidet, 
Wählet und richtet; 

Er kann dem Augenblick 
Dauer verleihen.

Er allein darf 
Den Guten lohnen, 
Den Bösen strafen, 
Heilen und retten, 

Alles Irrende, Schweifende 
Nützlich verbinden.
Und wir verehren 
Die Unsterblichen, 

Als wären sie Menschen, 
Täten im Großen, 

Was der Beste im Kleinen 
Tut oder möchte.
Der edle Mensch 

Sei hilfreich und gut! 
Unermüdet schaff er 

Das Nützliche, Rechte, 
Sei uns ein Vorbild 

Jener geahneten Wesen!
Johann Wolfgang von Goethe 

(1749 - 1832), deutscher Dichter 
der Klassik, Naturwissenschaftler 

und Staatsmann

Das Göttliche
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Grenzen der Wirksamkeit des Staates
Gedanken zur übertriebene Staatsvor- oder -fürsorge

Was Aufgaben des Staates sind und 
was von anderen Einrichtungen der 
Bürger geregelt werden sollte – die 
Frage hat Gerhardus Lang im vori-
gen Artikel über das Grundeinkom-
men angerissen. Diese Frage betrifft 
nicht nur das Grundeinkommen. Re-
gelungen wie Helmpflicht, Hygiene-
vorschriften, Schulpflicht mit detail-
lierten Lehrplänen und vieles ande-
re fallen mir dazu ein. Gesetze, mit 
denen der Staat uns Entscheidungen 
vorschreibt, die wir eigentlich sel-
ber treffen könnten.

Der Satz „... Einrichtungen der Bür-
ger, die für diesen Zweck von ih-
nen aus freiem Willensentschluss 
gebildet werden, weil sie vernünf-
tig sind ...“ drückt gut aus, was ich 
inzwischen bei vielen Anlässen fra-
ge: Wenn genügend Leute vernünf-
tig wären, würden sie z.B. ihr Geld 
nicht zum maximalen monetären 
Profit anlegen, würden viel mehr 
Leihgemeinschaften und andere So-
lidargemeinschaften bilden, bis hin 
zur Einkommensgemeinschaft (wie 
z.B. in der Familie). Das gibt es al-
les schon, aber nur selten. Für eine 
bessere Wirtschaftsordnung wün-
schen wir uns mehr und hoffen, das 
durch staatlichen Zwang zu errei-
chen – und nicht durch einfaches 
selbst Tun bzw. andere zum Mit-
machen Werben.

Denken wir einfach weiter: Wer ist 
dieser Staat, der die vielen in unse-
ren Augen Unvernünftigen zur Ver-
nunft bringen sollte? Dieser Staat 
müsste von „vernünftigen“ Politi-
kern regiert werden. In unserer de-
mokratischen Grundordnung müss-
ten die aber von den „Unvernünfti-

gen“ gewählt werden. Wie sollen 
wir das schaffen?
Gerhardus Lang hat einige Zitate 
zur Fürsorge des Staates gesammelt.
Wilhelm von Humboldt hat 1792 als 
junger Mensch eine Schrift verfasst 
mit dem Titel: Ideen zu einem Ver-
such, die Grenzen der Wirksamkeit 
des Staates zu bestimmen.
Noch mehr aber leidet durch eine 
zu ausgedehnte Sorgfalt (= Fürsor-
ge d.V.) des Staats die Energie des 
Handelns überhaupt, und der mo-
ralische Charakter. ... Wer oft und 
viel geleitet wird, kommt leicht da-
hin, den Überrest seiner Selbsttätig-
keit gleichsam freiwillig zu opfern. 
Er glaubt sich der Sorge überhoben, 
die er in fremden Händen sieht, und 
genug zu tun, wenn er ihre Leitung 
erwartet und ihr folgt. ... Er glaubt 
sich nun nicht bloß von jeder Pflicht 
frei, welche der Staat nicht ausdrück-
lich auferlegt, sondern sogar jeder 
Verbesserung seines eigenen Zustan-
des überhoben.... Und den Gesetzen 
des Staates selbst sucht er, soviel er 
vermag, zu entgehen, und er hält je-
des Entwischen für Gewinn...
Wie jeder sich selbst auf die sorgen-
de Hilfe des Staats verlässt, so und 
noch weit mehr überlässt er ihr das 
Schicksal seines Mitbürgers. Dies 
aber schwächt die Teilnahme, und 
macht zu gegenseitiger Hilfeleis-
tung träger...
Sich selbst in allem Tun und Treiben 
überlassen, von jeder Hilfe entblößt, 
die sie nicht selbst sich verschaffen, 
würden die Menschen auch oft, mit 
und ohne ihre Schuld, in Verlegen-
heit und Unglück geraten. Aber das 
Glück, zu welchem der Mensch be-
stimmt ist, ist auch kein anderes, als 

welches seine Kraft ihm verschafft; 
und diese Lagen gerade sind es, wel-
che den Verstand schärfen, und den 
Charakter bilden. Wo der Staat die 
Selbsttätigkeit durch zu spezielles 
Einwirken verhindert, da – entste-
hen solche Übel etwa nicht? Sie ent-
stehen auch da, und überlassen den 
einmal auf fremde Kraft sich zu leh-
nen gewohnten Menschen nun einem 
weit trostloseren Schicksal. Denn so 
wie Ringen und tätige Arbeit das Un-
glück erleichtern, so und in zehnfach 
höherem Grade erschwert es hoff-
nungslose, vielleicht getäuschte Er-
wartung. Selbst den besten Fall an-
genommen, gleichen die Staaten, von 
denen ich hier rede, nur zu oft den 
Ärzten, welche die Krankheit näh-
ren, und den Tod entfernen. Ehe es 
Ärzte gab, kannte man nur Gesund-
heit, oder Tod.“
Goethe lässt sich dazu im Faust hö-
ren:
Des Menschen Tätigkeit kann all-
zuleicht erschlaffen, 
Er liebt sich bald die unbeding-
te Ruh; 
Drum geb ich gern ihm den Gesel-
len zu, 
Der reizt und wirkt, und muss als 
Teufel schaffen.
Die Kunst liegt darin, unsere Ein-
richtungen des Zusammenlebens so 
zu gestalten, dass sie dem Sinn der 
menschlichen Entwicklung dien-
lich sind und nicht das Gegenteil 
bewirken.
In Wilhelm Meisters Wanderjahre 
II, 9 schreibt Goethe:
Denken und Tun, Tun und Denken, 
das ist die Summe aller Weisheit, 
von jeher anerkannt, von jeher ge-
übt, nicht eingesehen von einem je-
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Rundbrief-Echo
Immer wieder erreichen uns Brie-
fe und E-Mails, wie der Rundbrief 
gefallen hat. Thematische Anmer-
kungen werden – nach Rückspra-
che – meist im nächsten Rundbrief 
veröffentlicht.
Diesmal kam mehr als sonst – und 
recht vielfältig:
Wenige Stunden nach der Hinweis-
mail die erste Antwort:
Liebe Freunde, ich bin inzwischen 
ehtisch so gefestigt, dass euer 
Rundbrief für mich verzichtbar 
geworden ist. Auch brauche ich 
keine Nachhilfe mehr in christli-
cher Zinspolitik, wie heute die Welt 
sich darstellt ist mir entscheidend, 
nicht wie der Herr Jesus Christus 
sie nach einigen Übersetzungen 
(stille Post) gesehen hat.
Grundsätzlich ist es gut, unser 
Wirtschaftsgebaren in Frage zu 
stellen, da bleibe ich bei euch. 
Aber den Newsletter brauche ich 
nicht mehr und wäre verbunden 
für die Löschung meiner Mail-
Adresse aus der Verteiler-Kartei.
Die Nachfrage „Deinen ersten Ab-
satz würde ich gern besser ver-

stehen, weil mich als Rundbrief-
Redakteur interessiert, wie er bei 
den Leserinnen und Lesern an-
kommt. Der Gedanke „Rundbrief 
als Nachhilfe“ ist mir nun völlig 
neu, oder geht es Dir mehr um das 
Christliche generell?“ blieb leider 
ohne Antwort.
Ein ganz anderes Echo auf einer 
handgeschriebenen Karte:
Vielen Dank für die ausführlichen 
Denkhilfen in Deinen Beiträgen 
vom Rundbrief im März diesen 
Jahres. Da ich ... viel unterwegs 
bin, lese ich eher selten. Wenn, 
dann aber mit großer Freude.
Und noch ein Echo:
... einmal mehr freue ich mich über 
den Rundbrief.
Diesmal möchte ich es dir (einmal 
wieder) explizit schreiben. 
Habe erst angefangen zu lesen - 
und bereits der erste Artikel von 
Norbert Bernholt „Nicht das Geld 
sondern die Arbeit ist knapp“ ge-
fällt mir sehr gut. 
Einfach mal als Rückmeldung zwi-
schendurch“

Leserinnen- und 
Leser-Echo

den. Beides muß wie Aus- 
und Einatmen sich im Leben 
ewig fort hin und wider be-
wegen; wie Frage und Ant-
wort sollte eins ohne das 
andre nicht stattfinden. Wer 
sich zum Gesetz macht, was 
einem jeden Neugebornen 
der Genius des Menschen-
verstandes heimlich ins Ohr 
flüstert, das Tun am Denken, 
das Denken am Tun zu prü-
fen, der kann nicht irren.
Natürlich kann der Mensch 
irren, aber er kann sich kor-
rigieren durch die Beurtei-
lung der Folgen seiner Ta-
ten. Wir nennen das auch: 
Aus Verantwortung han-
deln. Der Mensch muss im-
mer auf die Frage antworten 
können: Warum hast du das 
getan. Das beginnt schon im 
Paradies, als der Herr fragt: 
Adam, wo bist du?
Unsere Einrichtungen im 
Zusammenleben müssen 
deshalb immer auf den Prüf-
stand, ob sie diesen Absich-
ten dienlich sind oder ihnen 
entgegen wirken, im Großen 
wie im Kleinen. Bei Lukas 
klingt das auch an:
Lukas 12, 57: Warum rich-
tet ihr aber nicht von euch 
selber, was recht ist?
Rudolf Mehl mit Beiträgen 

von Gerhardus Lang
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Denn was ist Gerechtigkeit?
Sehr geehrter Herr Mehl,

die Berichte im letzten Rundbrief 
waren wieder sehr informativ. Aber 
m.E. wieder zu theoretisch. Das Wort 
„Gerechtigkeit“ sollte nach Möglich-
keit nicht verwendet werden, wenn 
es um gesellschaftliche Veränderun-
gen geht. Man sollte Gerechtigkeit 
nicht vergessen, aber das Wort „Ver-
besserungen“ wäre m.E. hilfreicher.

Denn was ist Gerechtigkeit? Für 
fast jeden etwas anderes. Wer will 
„Gerechtigkeit“ genau definieren? 
Hinweise auf die Bibel sind leider 
auch nicht hilfreich. Vielleicht gin-
ge dies am besten, wenn man fragt, 
was ist ungerecht? Aber das Gan-
ze führt m.E. zu „brotlosen“ Dis-
kussionen, in denen man sich erei-
fern kann. Und wem nützt dies al-
les? Vielleicht wäre es an der Zeit, 
etwas aus der Plauschecke heraus-
zukommen.

Bei dem Grundeinkommen, Min-
desteinkommen, sehr gute Beispie-
le im Rundbrief, sollte jedoch die 
Praxis mehr berücksichtigt wer-
den. Bei relativ hohem Grundein-
kommen steigt auch automatisch die 
Inflation. Auch muß man auch den 
höheren Anreiz nach Deutschland 
zu kommen berücksichtigen. Und 
da kommt einem sogleich u.a. das 
Wohnungsproblem in den Sinn. In 

jedem Fall gut für Vermieter. Hier 
gäbe es noch manches zu überden-
ken. Ebenso ist die Gefahr, Schwarz-
arbeit nicht mehr in den Griff zu be-
kommen, sehr groß. Ein noch grö-
ßerer Überwachungsstaat wäre wohl 
die Folge. Wer will das?

Die Krankenversicherung kann nicht 
nur von der Kostenseite betrachtet 
werden, sondern auch von der Leis-
tungsseite, und die stimmt schon lan-
ge nicht mehr.

Es gibt zahlreiche Probleme, die zum 
Projekt Grundeinkommen gehören. 
So z.B. Krankenkassen, Wohnung, 
Arbeit. Bereiche, deren Probleme 
„marktwirtschaftlich“ gelöst wer-
den sollen, wenn es nach der Politik 
der allermeisten Abgeordneten geht. 
Dabei wird übersehen, daß es sich 
um Bedürfnisse handelt , die nicht 
marktwirtschaftlich gelöst werden 
können. Es fehlen hier immer eine 
für die Marktwirtschaft unbedingt 
erforderliche Ausweichmöglich-
keit auf Ersatzprodukte. Für Woh-
nungen, Krankheit gibt es keine Er-
satzmöglichkeit. Der Bürger ist dem 
ausgesetzt, was die Politik bietet. 
Das ist wenig bis nichts. Wohnen, 
Krankenversicherung, sind Grund-
bedürfnisse und kein Spielzeug für 
„Marktwirtschaftler“. Grundbedürf-
nisse müssen für jeden erschwing-

lich sein. Nicht die jeweilige Kas-
senlage ist ausschlaggebend sondern 
ausschließlich der Bedarf.
Dazu müßten zahlreiche Gesetzes-
änderungen kommen. Wer bzw. wel-
che Politiker sind dazu bereit?
Wohnen könnte billiger sein, wenn 
die zahlreichen Bauvorschriften 
sinnvoll entrümpelt werden. Das 
Grundstück im Leihgeschäft verge-
ben würde. Eine Regulierung durch 
Steuern ist m.E. nicht hilfreich, da 
Kosten immer abgewälzt werden, 
oder gar umgangen.
Bei den Krankenkassen sieht man 
sehr gut das Auseinanderklaffen der 
Gesellschaft. Die gesetzliche Kran-
kenversicherung verabschiedet sich 
immer mehr von der Kostenerstat-
tung bei ambulanten Behandlungen. 
Die private Krankenversicherung 
wird für viele zu teuer. Eine Bürger-
versicherung, in die alle einzahlen, 
ist wahrhaft keine Wunschlösung, 
aber eine bessere als die bisherigen 
(PkV, gesetzliche KV).
Vielleicht sollte man einen Schritt 
nach dem anderen tun und nicht 
gleich mit dem Ende (Grundein-
kommen für alle) beginnen.
Der Weg kann manchmal auch das 
Ziel sein. Oder?

Mit freundlichen Grüßen,  
Bernhard Gapp

Leserinnen- und 
Leser-Echo
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Die Katze beißt sich in den Schwanz

Liebe Freunde,

ob eines „Mainstream-Kom-
mentars“ des Chefredakteurs 
der Neuen Osnabrücker Zei-
tung (Sparer würden enteignet, 
Problem Investitionsrisiko der 
Banken??!!) habe ich mich letz-
te Woche nach der ‚historisch‘ 

zu nennenden Entscheidung der 
EZB, Negativzinsen (!) auf ge-
hortetes Geld einzuführen, be-
müßigt gesehen, mal eine mail 
zu schreiben...

Diese wurde nun mit der heuti-
gen (12. Juni 2014) Ausgabe der 
Neuen Osnabrücker Zeitung auf 

der Rückseite des Hauptteils (!) 
abgedruckt - und erreicht somit 
einschl. aller zugehörigen Lokal-
ausgaben rd. 260.000 potentiel-
le Leser!

Einen schönen Sommer 
wünscht Heiko Kastner

Zum Artikel „Geld zum Nulltarif“ 
(Ausgabe vom 6. Juni)

„Nicht die Liquidität ist das Prob-
lem in den Krisenländern, sondern 
das hohe Risiko, das mit vielen In-
vestments verbunden ist“ – mit Ver-
laub: Hier beißt sich die Katze in 
den Schwanz. Die (neo-)klassische 
Sicht der Dinge vernebelt das Pro-
blem, das unlängst mit Thomas Pi-
kettys Verdikt, die Kapitalrendite, 
sprich die Verzinsung(!) liege in un-
serem System dauerhaft über der re-
alen Wachstumsrate, international 
für Furore gesorgt hat.

Das genau ist die Conclusio, die zu-
nächst Silvio Gesell in seiner – bis 
dato universitär kaum beachteten – 
Freiwirtschaftslehre ausgiebig be-
gründet und nachfolgend John M. 
Keynes aufgegriffen hat, als er 1944 
in Bretton Woods die Einführung ei-
ner Welthandelswährung (Bancor) 
forderte, die genau das beherzigt, 
was die EZB beschlossen hat: eine 
Gebühr für gehortetes Geld.

Worum geht es dabei? Um einen de 
facto historisch zu nennenden Para-
digmenwechse1: Geld soll ein neut-
raler Diener der Wirtschaft sein. So 
steht es in den schulökonomischen 
Lehrbüchern. Indes: Das ist es und 
kann es nicht sein, wenn Pikettys 
oben genannte und empirisch ver-

briefte Beobachtung zutrifft: Ver-
schuldung (in erster Linie der Un-
ternehmen) sowie Vermögen müs-
sen mithin spiegelbildlich wachsen, 
und zwar - in der Logik von Zins und 
Zinseszins - exponentiell!
70 Jahre nach dem 2. Weltkrieg ste-
hen wir grafisch gesprochen „auf 
der Senkrechten“; will heißen: Wir 
rutschen! Deflation oder Rien ne va 
plus! Inzwischen ist errechnet, dass 
der exorbitante Schuldendienst in 
den Endverbraucherpreisen mit ei-
nem fast 40-prozentigen Zinsanteil 
zu Buche schlägt und von rund 90 
Prozent der Bevölkerung zu rund 
zehn Prozent der Vermögenden 
fließt! Das nur zur gegenwärtigen 
Debatte darüber, „die Sparer leiden“ 
... Entgegen der herrschenden Leh-
re haben wir es also immer weni-
ger mit einem monetären Kreislauf, 
sondern vielmehr mit einem zinsbe-
dingten Abfluss-System zu tun! Da 
die für die Kapitalverzinsung erfor-
derliche Rendite im Laufe der Zeit 
immer weniger von der Realwirt-
schaft erbracht werden kann („ge-
sättigte Märkte“), fließt das Geld ab 
in spekulative Märkte oder in glo-
bale Wachstumsregionen (Fernost, 
Schwellenländer).
Hierorts fehlt es allenthalben. Sil-
vio Gesells Konzept, J. M. Keynes 
Vorschlag, Mario Draghis Beschluss 

knüpfen genau an diesem Punkt an: 
Wenn die „Liquiditätsfalle“ durch 
Negativzinsen überwunden ist, wer-
den Kreditzinsen maximal in Höhe 
der tatsächlichen Wachstumsraten 
möglich! Das in der Tat ist epochal. 
Wir alle, die wir unter der oben ge-
nannten Schulden- (und Vermö-
gens-[!])Last zusehends ächzen und 
stöhnen, dürften endlich aufatmen!

Helko Kastner, Meppen

Leserbriefe
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Zu diesem Abschieds-Symposion 
an Himmelfahrt, 29.-30. Mai 2014, 
im Schloss Beuggen (Rheinfelden) 
hat Roland Geitmann schon einge-
laden, bevor er Anfang Dezember 
2013 zu diesen neuen Ufern aufge-
brochen ist.

Nocheinmal durften wir eine von 
ihm diesmal in besonderer Wei-
se gestaltete Tagung erleben. Men-
schen aus den ganz verschiedenen 
Bereichen seines Wirkens sind der 
Einladung gefolgt und haben durch 
ihre jeweils ganz unterschiedlichen 
Beiträge zum Klingen beigetragen.

Ganz deutlich war das Klingen von 
den Menschen zu vernehmen, die 
zum Musizieren zusammengekom-
men sind. Die Beiträge aus den an-

deren Bereichen, in denen Roland 
gewirkt hat – Mehr Demokratie, 
Wirtschaftsordnung (vertreten durch 
CGW, INWO, SffO, Institut für so-
ziale Gegenwartsfragen in Stuttgart), 
bildeten dazwischen einen bunten 
Strauß der Vielfalt.

Schon Rolands Einführungsreferat, 
Warum Schloss Beuggen? Fragen zu 
Kaspar Hauser und 200 Jahren eu-
ropäischer Geschichte, vorgetragen 
von Christoph Strawe, führte uns die-
se europäische Vielfalt vor Augen: 

Aus der Einführung:

Bei uns im heimatlichen WC hängt 
als Lektüre für besinnliche Minuten 
in englischer Kürze folgende Defini-
tion von Himmel und Hölle:

Der Himmel ist, wo die Polizei bri-
tisch, die Köche französisch, die Me-
chaniker deutsch, die Liebhaber ita-
lienisch sind und alles organisiert 
wird durch die Schweizer.

Die Hölle ist dort, wo die Köche bri-
tisch, die Mechaniker französisch, 
die Liebhaber schweizerisch und die 
Polizisten Deutsche sind und alles 
organisiert wird durch die Italiener.

Es mögen Klischees sein, die aber 
nur deswegen zum Lachen reizen, 
weil sie sich im Kern auf Erfahrun-
gen stützen können. Beherzigenswert 
ist allemal die Erkenntnis, dass wir 
in Europa nach wie vor in Sprache, 
Mentalität und Lebensweise durch-
aus unterschiedliche Bevölkerungen 
haben. Wenn sie jeweils ihre Stär-

Was wäre wenn 
EUROPA KLÄNGE!

Zu neuen Ufern – lebt wohl!
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ken pflegen und einander ergänzen, 
würden wir in diesen Unterschieden 
unseren Reichtum entdecken und 
umso mehr wertschätzen. Wenn hin-
gegen eine Gruppe meint, alle an-
deren müssten genauso ticken wie 
sie, können wir nur verarmen. Im 
Umgang mit der Euroschuldenkrise 
geht es auch um diese Toleranz und 
droht böse Geschichte sich auf wirt-
schaftlichem Felde zu wiederholen.
Die böse Geschichte – das war die 
Unterdrückung der Entwicklung 
von Kaspar Hauser – Gegenstand 
des weitere Vortrags.
Den Abschluss der Tagung bilde-
tet ein Requiem in der Schlosskir-
che – „Wir leben um zu sterben 
 und sterben um zu leben“ auf Sei-
te 20.
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Wir leben um zu sterben 
 und sterben um zu leben

Gedenkansprache für Roland Geitmann

Liebe Frau Geitmann, liebe Freun-
dinnen und Freunde von Roland 
Geitmann,

Was ist das für eine weisheitliche 
Erkenntnis, wenn man wie Roland 
nach einem reichen und erfüllten 
Leben sagen kann:

„Wir leben um zu sterben und ster-
ben um zu leben.“

So stand es über seiner Traueranzei-
ge und mit dieser Lebensweisheit en-
det auch seine Autobiographie mit 
dem markanten Titel „Begegnungen 
zwischen Ostsee und Oberrhein“.

Begegnungen mit Menschen, Bü-
chern, Religionen und Weltanschau-
ungen machte das erfüllte Leben 
von Roland aus. Ohne dass er uns 
im Leben mit Achtsamkeit begeg-
net wäre, wären wir heute nicht hier, 
wozu er uns schon zu Lebzeiten ein-
geladen hatte, um in seinem Namen 
„Zu neuen Ufern – Lebt wohl!“ sa-
gen zu können. Das veranlasst uns 
zu großer Dankbarkeit für alle Be-
gegnungen, die wir mit ihm hatten, 
aber auch zur Herausforderung, am 
sinnvollen Leben mit unserem Tun 
nicht nachzulassen so wie es Roland 
bis zuletzt tat.

Um aber voller Hoffnung in der Ge-
genwart engagiert zu sein, braucht 
man einen Glauben, der über unser 
irdisches Ende auf ein neues Leben 
weist. Roland hat an dieses neue Le-
ben geglaubt, das ihn zuversichtlich 
und doch gelassen vom irdischen Le-
ben Abschied nehmen ließ. Er hat-
te gewisse Vorstellungen vom wie-
dergeborenen Leben, ohne es kon-
kret bestimmen zu wollen.

Besonders durch die Anthroposophie 
Rudolf Steiners wurde ihm – wie er 
es schrieb – „die zentrale Rolle des 
Christus in der Menschheitsentwick-
lung“ konkret und viel deutlicher als 
in der Bibel. Der kosmische Chris-
tus des Johannesevangeliums stand 
ihm wohl näher als der dogmasti-
sche Christus irgend einer Kirche.

So wollen wir auch heute im Lichte 
solch eines johanneischen Christus-
wortes Roland Geitmanns gedenken. 
Dieses Christuswort heißt:

„Ich bin die Auferstehung und das 
Leben. Wer an mich glaubt, der wird 
leben ob er gleich stürbe; und wer da 
lebet und glaubt an mich, der wird 
nimmermehr sterben“ (Joh. 11,25f).

Wenn man dieses Christusbekennt-
nis verinnerlicht, dann hat das Aus-
wirkungen auf unser Tun und Las-
sen im irdischen Leben. Das kann 
man gleichsam am Leben Roland 
Geitmanns nachspüren.

Sein Tun zeigte sich im „Tun des 
Gerechten“, wie es Dietrich Bon-
hoeffer für ein Christenleben einmal 
beschrieben hat. Wollte man dieses 
Tun in eine Kurzfassung bringen, 
dann könnten wir es mit dem The-
ma der Ökumenischen Versammlun-
gen sagen, an denen Roland teilwei-
se auch teilgenommen hat:

„Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung“. Das wa-
ren die Leitziele, denen sich Roland 
verpflichtet wusste.

Wer seine Lebenserinnerungen ge-
lesen hat, der weiß, wie engagiert er 
in diesen Lebensbereichen tätig war.

Wohl 
schon 
durch sein 
Jurastudi-
um war er 
zeitlebens 
darum be-
müht, sich für gerechte Strukturen 
in Wirtschaft, Gesellschaft und Ver-
waltung einzusetzen, denn er wuss-
te: Friedliches Zusammenleben der 
Menschen beruht auf strukturellen 
Voraussetzungen, die nicht von selbst 
eintreten sondern durch Gerechtig-
keit geschaffen werden müssen.

Hier bemühte er sich als Oberbür-
germeister von Schramberg, als Pro-
fessor für Kommunalverfassungs-
recht, Verwaltungsrecht und Kom-
munalpolitik sowie als Vorsitzen-
der von CGW, INWO-Vorstands-
mitglied und Sprecher des Kurato-
riums „Mehr Demokratie“ den Bo-
den für mehr Gerechtigkeit inten-
siv durch Lehre und Praxis zu be-
reiten. Ob es dabei um eine gerech-
te Geld- und Bodenordnung ging 
oder um mehr Demokratie, die ba-
sisorientiert war: Immer legte er den 
Schwerpunkt auf mehr Gerechtigkeit 
in allen Lebensbezügen. Er wusste 
schon aus seinem biblischen Grund-
wissen heraus, dass Frieden stets die 
Frucht von Gerechtigkeit ist, wie es 
der Prophet Jesaja (32,17) schon sei-
nem Volk eindringlich verkündete. 
Wie sehr er von Anfang an diesem 
Denken verpflichtet war, zeigte sich 
in der Umbenennung der „Arbeits-
gemeinschaft freiwirtschaftlicher 
Christen“ in „Christen für gerech-
te Wirtschaftsordnung“ unter sei-
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nem Vorsitz im Jahre 1989. Damit 
wurde für die Öffentlichkeit offen-
sichtlich:

Christen müssen sich von ihrem 
Selbstverständnis her für eine ge-
rechte Geld-, Boden- und Steuer-
ordnung einsetzen, wenn sie ihrem 
Glauben nicht untreu werden wol-
len. Dies veranlasste auch mich, 
den CGW beizutreten, als ich Ro-
land Geitmann 1990 zum ersten Mal 
begegnete.

Aber ebenso wie sein Engagement 
für Gerechtigkeit war er ein intensi-
ver Friedensarbeiter und hat dafür in 
der alten Bundesrepublik Nachteile 
wie wir für das gleiche Engagement 
in DDR einstecken müssen. Fast gli-
chen sich die Systeme in der Feind-
bildbetrachtung in Ost und West – 
nur seitenverkehrt.

Ich erinnere nicht nur an seine ers-
te Friedensdemonstration 1981 als 
Oberbürgermeister in Schramberg, 
sondern auch an sein erstes Seminar 
1983 als Professor an der Hochschule 
in Kehl mit dem Titel „Frieden als 
kommunale Aufgabe“. Wegen die-
ser Friedensarbeit wurde er als Pro-
fessor nicht beamtet, weil seine Vor-
gesetzten „Zweifel an seiner Verfas-
sungstreue“ hatten. Wie ähnlich wa-
ren doch die beiden deutschen Staa-
ten in ihrer Feindbetrachtung, denn 
uns im Osten wurde dasselbe Sak-
rileg gegenüber der sozialistischen 
Verfassung vorgehalten. Aber ge-
nau nach Osten hat Roland Geit-
mann seine Friedensfühler ausge-
streckt und für eine systemübergrei-
fende Friedensarbeit gewirkt. Schon 
1990 hat er an der 2. deutsch-sow-
jetischen Friedenswoche in Moskau 
teilgenommen und Gespräche mit 
dem Schriftsteller Tschingis Aitma-
tow und dem Friedensforscher Leo-
nid Istjagin geführt. Ebenso bemüh-
te er sich mit anderen aus Deutsch-

land und Österreich in den russi-
schen Städten Nowgorod, St. Pe-
tersburg, Jaroslawl, Wladimir und 
Susdal für diese Ziele zu werben 
und Brücken zu bauen, auch wenn 
nur wenig praktischer Erfolg zu ver-
zeichnen war.

Aber wer im Glauben erkannt hat, 
„dass wir leben um zu sterben und 
sterben um zu leben“, der verbit-
tert nicht, wenn er um der Gerech-
tigkeit willen persönliche Nachtei-
le und Entbehrungen tragen muss. 
Denn er lebt von der Vision eines 
Friedensreiches, die schon der Se-
her Johannes im letzten Buch der Bi-
bel beschreibt: „Und Gott wird ab-
wischen alle Tränen von ihren Au-
gen und der Tod wird nicht mehr 
sein, noch Leid, noch Geschrei noch 
Schmerz wird mehr sein, denn das 
Erste ist vergangen.“

Diese Gewissheit hat wohl Roland 
Geitmann auch in seiner schweren 
Krankheit getragen und bestimmt, 
denn er konnte das Sterben bewusst 
annehmen und doch über den Tod 
hinaus hoffen. In seinen „Lebenser-
innerungen“ schreibt er, wie er be-
wusst und zufrieden seine verblei-
bende Lebenszeit annahm. Feinsin-
nig und gelöst bekennt er: „Wenn 
sich um die 70 das Leben rundet, 
kann es als gnadenvolle Zugabe 
noch eine Phase freier Entfaltung 
geben, die wie die Kadenz im Kon-
zertsatz ungebunden in der Ausge-
staltung ist, offen in der Dauer, vo-
rangehende Motive aufgreift, va-
riiert und kombiniert und dies nur 
scheinbar solistisch, in Wirklich-
keit getragen durch anteilnehmen-
de Menschen.“

Diese anteilnehmenden Menschen 
hat Roland Geitmann bis zuletzt ge-
habt, nicht zuletzt durch Sie, liebe 
Frau Geitmann. Sie schrieben mir im 
Dezember 2013: „Ein halbes Jahr 

blieb uns für den Abschied; es war 
eine schmerzliche, kostbare Spanne 
unseres Lebens. Sie bleibt als Schatz 
in meinem Herzen.“
So gleicht Rolands Leben wirklich 
einem reifen Konzertsatz mit Kadenz 
und Coda, mit freier Entfaltung und 
herbem Schluss, wie er es selbst zu-
letzt vorausgesehen hat.
Roland wollte, dass wir bei dieser 
Andacht den Fährmann-Kanon sin-
gen, den er selbst viele Male gesun-
gen und mit anderen eingeübt hat. 
Dieser Kanon spricht von dem Über-
gang des einen Lebens zum anderen, 
wobei der Fluss als Chiffre für den 
Tod überquert werden muss. Dies 
aber schafft für uns nur der Fähr-
mann. Deshalb der Ruf, den Ro-
land selbst still für sich gesagt hat:
„Wer wird uns bringen ans andere 
Ufer? Fährmann, Fährmann, komm 
und hol über. Fährmann, komm hol 
über!“ 
Diesen Ruf kannte auch Martin Lu-
ther, der sagen konnte:
„Wir stehen am Strom und schauen 
sehnsüchtig in das Land des Frie-
dens. Aber die Wasser sind tief und 
breit. Da kommt der Fährmann und 
nimmt uns in seinen Kahn. Ja mehr, 
da wirft sich Christus selbst in den 
Strom und schlägt seinen Kreuzes-
balken darüber, und wir gehen vom 
Land des Todes zum Leben.“
So wollen wir nicht trauern, dass 
wir Roland verloren haben, sondern 
dankbar dafür sein, dass wir ihn ge-
habt haben; ja auch jetzt noch ha-
ben; denn wie sagte es der Kirchen-
vater Hieronymus (331-420): „Was 
heimkehrt zum Herrn bleibt in der 
Gemeinschaft der Gottesfamilie und 
ist nur vorausgegangen.“ So aber 
ist und bleibt uns Roland sehr nah. 
Amen.

Christoph Körner
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Was wäre wenn

EUROPA KLÄNGE!
Zu neuen Ufern – lebt wohl!

Kanons anlässlich des Symposions an Himmelfahrt, 29./30. Mai 2014 im Schloss Beuggen
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Kanon zu vier Stimmen 
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Fährmann, hol über!
Kanon zu drei Stimmen 

Worte: Humphrey Trevclyan    Melodie überliefert
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Akademieplenartagung Herbst 2014
31.10.2014 - 02.11.2014, Stiftung Adam von Trott, 

36179 Imshausen
Die Tagung hat die Schwerpunkte 
•	 Krieg, Rüstung, Wirtschaftsordnung, gewaltlose 

Streitkunst sowie 
•	 Interna der Akademie (Profil, Organisation, Wahlen, 

Strategie 2014 etc.)
Info: www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.

php/sitemap/termine/details/24-akademietagung-
herbst-2014

Wirtschaft neu denken – Arbeits- und Sozialkultur 
in einer solidarischen Ökonomie
14.11.- 16.11.2014 auf der Burg 37339 Bodenstein – 

Politisches Winterseminar auf Burg Bodenstein mit 
Bernd Winkelmann und Norbert Bernholt.

Info: www.akademie-solidarische-oekonomie.de/
index.php/sitemap/termine/akademie/details/36-
wirtschaft-neu-denken-arbeits-und-sozialkultur-in-
einer-solidarischen-oekonomie

Ökonomie und Achtsamkeit
28.11.2014 - 30.11.2014, Landhaus am Heinberg, 

34414 Warburg
Info: www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.

php/sitemap/termine/akademie/details/25-oekonomie-
und-achtsamkeit

Kennenlernen der Theorie U von Otto Scharmer 
für Kommunikation und Gruppenarbeit
13.12. – 14.12. 2014 in Wiesloch
Info: www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.

php/sitemap/termine/akademie/details/37-kennenler-
nen-der-theorie-u-von-otto-scharmer-fuer-kommuni-
kation-und-gruppenarbeit

CGW offene Beiratstagung + Mitgliederversammlung
13.-15.3.2015, Mauritiushaus, 39167 Niederndodeleben

Wir haben wieder einen Informationsstand angemeldet. 
Mitwirkende sind herzlich willkommen.

Weitere Veranstaltungshinweise im Internet

Viele Vereinigungen und Initiativen bieten Veran-
staltungen zu den Themen Geld- und Bodenordnung 
an, noch größer ist die Zahl von Veranstaltungen, die 
sich mit Alternativen zur herrschenden Wirtschafts-
ordnung beschäftigen.
Wir beschränken uns deswegen auf Veranstaltungen, 
die wir CGW bzw. Akademie anbieten bzw. an de-
nen wir maßgeblich beteiligt sind.
Unsere sowie weitere Veranstaltungen zur Geld- und 
Bodenordnung finden Sie insbesondere bei
www.cgw.de -> Veranstaltungen
www.akademie-solidarische-oekonomie.de/index.

php/sitemap/termine
www.humane-wirtschaft.de/terminkalender
www.inwo.de/terminkalender
www.sozialwissenschaftliche-gesellschaft.de
www.grundeinkommen.de/termine

Regelmäßige weitere Veranstaltungen

Gesprächskreis über Geld- und Wirtschaftsfragen
Normalerweise an jedem ersten Montag im Monat, 

17.00 Uhr bis ca. 19.00, im Café am Tiergarten ge-
genüber dem Karlsruher Hauptbahnhof. Bei Interes-
se bitte zur Sicherheit den nächsten Termin erfragen.

Kontakt und Info: Tanja Rathgeber, Tel.0721/9431437, 
E-Mail TanjaRathgeber@hotmail.com und Werner 
Stiffel, Tel. 0721/451511, E-Mail Werner.Stiffel@t-
online.de

Tagungen – Veranstaltungen
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Warum?

Warum sind die Leute so feige?

Dafür gibt’s doch gar keinen Grund.

Ach, es sterben die blühenden Zweige,

und das Leben geht immer zur Neige –

doch sie halten verbissen den Mund.

Warum sind die Leute so träge

und befreien sich nicht aus der Not?

Ach, sie schlucken den Schlamm und die Schläge,

und der Sargtischler kommt mit der Säge –

doch sie schweigen sich durch bis zum Tod.

Warum sind die Leute so fügsam

und fürchten den leisesten Wind?

So wie Gerten: geschmeidig und biegsam

und im Leben und Tode genügsam.

Sei nicht wie die Leute, mein Kind!

Sei nicht wie die Leute, mein Kind!

Georg Kreisler
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